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Geſetz-Sammlung 
für, die n 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


„„ N 3) 17 ANSEHEN 


(Nr. 6058.) Statut des Verbandes zur Regulirung der Gräben in den Seelaͤndereien von 
Remkersleben und Domersleben, Kreis Wanzleben, Regierungsbezirk 
Magdeburg. Vom 27. Maͤrz 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, Behufs Melioration der Remkerslebener und Domerslebener See⸗ 
laͤndereien und der an dieſelben grenzenden Grundſtuͤcke, nach Anhörung der 
Betheiligten, auf Grund des Geſetzes vom 11. Maͤrz 1853. Artikel 2. (Ge⸗ 
feß-Samml. S. 182.), was folgt: i 


§. 1. 


Um die in dem Waſſergebiete des durch die Remkerslebener und Domers⸗ 
lebener Seewieſen fuͤhrenden Haupr⸗Entwäſſerungsgräbens und in deſſen Fort⸗ 
ſetzung an der Saare, und zwar auf der Strecke von der Einlaßſchleuſe am 
Klinkergraben bis zum Teich im Amtsgarten der Koͤniglichen Domaine Wanz⸗ 
leben, belegenen Grundſtuͤcke von ſchaͤdlicher Naͤſſe und unzeitiger Ueberſchwemmung 
moͤglichſt zu befreien, werden die Eigenthuͤmer dieſer Grundſtuͤcke zu einer Ge⸗ 
noſſenſchaft mit Korporationsrechten unter dem Namen: 


„Verband zur Regulirung der Gräben in den Seelaͤn⸗ 
dereien von Remkersleben und Domersleben“ 


vereinigt. Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte in 
Wanzleben. 


F. 2. 


Dem Verbande liegt es ob, nach Maaßgabe des Meliorationsplanes 
vom 20. Mai 1864., ſowie derſelbe bei der höheren Prüfung feſtgeſtellt iſt: 


den durch die Remkerslebener und Domerslebener Seelaͤndereien fuͤhren⸗ 
den Haupt⸗Entwaͤſſerungsgraben und in deſſen Fortſetzung die Saare, 
von der Einlaßſchleuſe am Klinkersgraben bis zum Teich im Amts⸗ 
garten der Domaine Wanzleben, unter vollſtaͤndiger Beſeitigung des 
nahe der Remkersleben-Domerslebener Grenze belegenen Stauwerks 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. April 1865. 


muͤſſen, find nach erfolgtem Umbau wiederum von demjenigen zu unterhalten, 


— — 
(Durchlaſſes), durch Herſtellung eines regelmäßigen und ausreichenden 
Profils, durch Vertheilung des Gefaͤlles und Durchſtechung einiger 
Kruͤmmungen zu reguliren und ſtreckenweiſe zur Verhuͤtung des Aus⸗ 
tretens dieſer Entwaͤſſerungszuͤge kleine Verwallungen herzuſtellen. 


Die vor dem Eintritt des Haupt⸗Entwaͤſſerungsgrabens in die Remkers⸗ 
lebener Seelaͤndereien befindliche Schleuſe von 5 Fuß Breite und der neben 
dieſer Schleuſe, an der Stelle, wo der nach dem Dorfe Remkersleben fuͤhrende 
Nebengraben (Klinkergraben) ſich abzweigt, befindliche maſſive Ueberfall, wel⸗ 
cher 12 Fuß lang, eirca 10 Fuß breit iſt und 8 Zoll hoͤher als der Fachbaum 
der Schleuſe liegt, bleiben beſtehen. Erhebliche Abaͤnderungen des Meliorations⸗ 
planes, welche im Laufe der Regulirung nothwendig erſcheinen, dürfen nur nach 
Anhörung des Verbandsvorſtandes mit Genehmigung des Miniſters für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


5 VS | 
Die beftehenden Verpflichtungen wegen Unterhaltung der übrigen Binnen⸗ 
graͤben (Umgraͤben, Zuleitungs⸗ und Stichgraͤben), der Einlaßſchleuſe mit Ueber⸗ 
fall und ſonſtiger Bauwerke bleiben unverändert. 
i Bereits beſtehende Bruͤcken, welche wegen der Regulirung umgebaut werden 


welchem die Unterhaltung bisher obgelegen hat, 
Nach der Ausführung des Regulirungsplanes find die fonft nöthigen oder 
zweckmaͤßigen neuen Entwaͤſſerungsanlagen im Genoſſenſchaftsgebiete von den 
ſpeziell dabei Betheiligten nach Verhaͤltniß ihres Vortheils auszuführen und 
zu unterhalten. 1 ’ 
Die desfallſigen Projekte find von den Verwaltungsbehoͤrden nach An⸗ 
hoͤrung der Betheiligten feſtzuſtellen. 


H. 4. 

Der Grund und Boden zur Verbreiterung und zur Geradelegung des 
Haupt⸗Entwaſſerungsgrabens wird der Korporation gegenüber unentgeltlich her⸗ 
gegeben. Den oem een in jeder Gemeinde bleibt es uͤberlaſſen, den 
betreffenden Grundbeſitzern derſelben die etwa geltend gemachte Entſchaͤdigung 
zu gewaͤhren, reſp. ſich mit denſelben zu einigen. Es bezieht ſich dieſe unent⸗ 
geltliche Hergabe auch auf den Grund und Boden zu den kleinen Verwallungen. 
Den Grundbeſitzern verbleibt die Grasnutzung auf den Uferwaͤnden und Damm⸗ 
böſchungen. Außerdem wird der Genoſſenſchaft fuͤr ſonſtige zur vollſtaͤndigen 
Ausführung des Meliorationsplanes erforderlichen Anlagen das Recht zur Ex⸗ 
propriation verliehen. 

Die Korporation kann kraft dieſes Rechts gegen Entſchaͤdigung fordern: 

1) die voruͤbergehende Ueberweiſung des zur Unterbringung der Erde, des 
Schuttes und der Baumaterialien erforderlichen Terrains, 
2) die Entnahme von Baumaterialien an Steinen, Sand, Lehm, Raſen 
und dergleichen, - 
3) die Fortnahme von Bäumen und Strauchwerk. 0 
Der 
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Der Betrag wird nach vorgaͤngiger unter Zuziehung des Beſitzers zu bes 
wirkender Abſchaͤtzung von dem Vorſtande feſtgeſetzt und ausgezahlt. 

Ueber die Hoͤhe der Verguͤtung iſt innerhalb vier Wochen nach erfolgter 
Bekanntmachung des feſtgeſetzten Betrages der Rechtsweg zuläffig. 

Wer auf dieſen verzichten will, kann binnen gleicher Friſt Rekurs an die 
Regierung einlegen. 

Die Uebergabe der Grundſtuͤcke und die Ausführung der Bauten wird 
durch die Ermittelung der Entſchaͤdigung nicht aufgehalten. ’ 

Die vorſtehenden Vorſchriften gelten auch für die Ausführung der im 
H. ., letztes Alineg, gedachten Verbeſſerungsanlagen. 


2 n H. 5, i 

Die Koften der Herftellung der Anlage ($. 2.) werden von allen dabei 
betheiligten Niederungsintereſſenten nach einem beſonderen Kataſter durch Geld⸗ 
beitraͤge nach Maaßgabe des durch die Melioration fuͤr einen Jeden abzu⸗ 
wendenden Schadens oder herbeizufuͤhrenden Vortheils aufgebracht. 

Zur Feſtſtellung der betheiligten Grundſtuͤcke und des Beitragsverhaͤltniſſes 
derſelben iſt ein Kataſter anzufertigen, in welchem die Grundſtuͤcke nach Maaß⸗ 
gabe des ihnen durch die Melioration erwachſenden Vortheils in drei Waſſer⸗ 
klaſſen zu theilen ſind. d 8 ’ 

Die Grundſtuͤcke der I. Klaſſe werden mit ihrer vollen lache, die Grunde 
ſtuͤcke II. Klaſſe mit zwei Drittel, die Grundſtuͤcke III. Klaſſe mit ein Drittel 
ihres wirklichen Flaͤcheninhalts herangezogen. Erhebliche Verſchiedenheiten in 
der Bonität und Nutzungsart der Gründſtuͤcke in einer und derſelben Klaſſe 
werden durch Herabſetzung in eine andere Klaſſe ausgeglichen. Zu 

Das Katafter wird von dem Regierungskommiſſarius aufgeftellt, welcher 
dabei zwei nach Anhörung der Vorſchlaͤge des Verbandsvorſtandes von ihm zu 
waͤhlende Sachverſtaͤndige zuzieht und ſich bei den örtlichen Einſchaͤtzungen durch 
einen Feldmeſſer vertreten laſſen kann. 5 

Behufs der definitiven Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von dem 
Kommiſſarius dem Vorſtande vollſtaͤndig, der betheiligten Domaine und den 
Gemeindevorfländen extraktweiſe mitzutheilen und iſt zugleich im Amtsblatte 
der Regierung zu Magdeburg eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, 
innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤn⸗ 
den und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letz⸗ 
teren angebracht werden kann. En | 

Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Anzahl und das 
Verhaͤltniß der Kataſterklaſſen gerichtet werden koͤnnen, ſind von dem Kommiſ⸗ 
ſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Mitgliedes des Vorſtandes 
und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachoverſtaͤndigen find hinſichtlich des Nivellements und der ſonſtigen 
Vermeſſung ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, 
hinſichtlich der Bonität und Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche Sachverftändige, 
denen bei Streitigkeiten in Betreff der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe ein Waſſer⸗ 
bauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. et 
Alle dieſe Sachverftändigen werden von Ne g ernannt. 
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Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, namlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und das Mitglied des Vorſtandes andererſeits 
bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es 
dabei ſein Bewenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Anderen⸗ 
falls tritt die Enkſcheidung der Regierung ein. Wird die Beſchwerde verwor⸗ 
fen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. i 

Binnen ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. 18 5 

ach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters wird daſſelbe von der Regierung 
in Magdeburg ausgefertigt und dem Vorſtande zugeſtellt. 

Sobald das Kataſter entworfen iſt, werden die Beitraͤge danach erhoben, 
vorbehaltlich der Ausgleichung nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters. 


H. 6. 


Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde 
des Verbandes im Wege der Exekution, wie bei den öffentlichen Laſten, er⸗ 
zwungen werden, und zwar auch gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere Be⸗ 
ſitzer der verpflichteten Grundſtuͤcke, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigentlich 
Verpflichteten. a 5 


Die Ausführung der Meliorationsbauten nach dem feſtgeſetzten Regu⸗ 
lirungsplane und die übrigen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft werden von 
dem Vorſtande des Verbandes geleitet, welcher beſteht: 

1) aus dem Regierungskommiſſarius als Vorſitzenden, 
2) aus vier Repraͤſentanten der Verbandsgenoſſen: 
a) dem Vertreter der Koͤniglichen Domaine Wanzleben, welchen die 
Regierung zu ernennen hat, 
b) den Ortsvorſtehern der Gemeinden Rodensleben, Remkersleben, 
Domersleben. 


Die Ortsvorſteher ernennen ein jeder fuͤr ſich ihren Stellvertreter. Der 
Vertreter der Koͤniglichen Domaine Wanzleben hat im Vorſtande des Ver⸗ 
bandes zwei Stimmen zu fuͤhren, der Vorſitzende und die uͤbrigen drei Mit⸗ 
glieder dagegen ein jeder nur Eine Stimme. i 

Der von dem Vorſtande zur Ausfuͤhrung der Bauten zu engagirende 
Bautechniker hat nur berathende Stimme in den von dem Vorſitzenden anzu⸗ 
beraumenden Sitzungen des Vorſtandes. 

i Der Landrath des Kreiſes iſt berechtigt, den Sitzungen beizuwohnen und 
iſt zu denſelben einzuladen. 

Der Vorſtand faßt feine Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit. Bei Stim⸗ 
mengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Der Vorſtand beſorgt insbeſondere auch die Erwerbung der Grundſtuͤcke, 
deren Ankauf. zur Ausführung des Meliorationsplanes nothwendig iſt; er iſt 
verpflichtet, im Intereſſe des Verbandes auf moͤglichſte Koſtenerſparniß Bedacht 

zu 
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zu nehmen und uͤberall dasjenige anzuordnen und zu veranlaſſen, was ihm zum 
Nutzen des Verbandes zweckdienlich erſcheint. 
Die Vertraͤge, welche der Vorſtand abſchließt, ſind von drei Vorſtands⸗ 
mitgliedern zu unterſchreiben. 
$. 8. 


Sobald die Ausfuͤhrung des Meliorationsplanes bewirkt iſt und die fuͤr 
das Unternehmen erforderlichen Koſten durch die Betheiligten aufgebracht und 
berichtigt ſind, hoͤrt die Genoſſenſchaft auf. 

Die ſpaͤtere Unterhaltung und Räumung des Hauptentwaͤſſerungsgrabens 
und der Saare, ebenſo wie die Unterhaltung der Daͤmme, Bruͤcken und Schleu⸗ 
ſen an denſelben, verbleibt den bisher dazu Verpflichteten. 

Streitigkeiten, welche bei der Uebergabe der Anlagen an dieſe vorkommen, 
entſcheidet der Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach Ans 
hoͤrung der Regierung mit Ausſchluß des Rechtsweges. Die 00 zweck⸗ 
dienliche Unterhaltung der Melioration iſt, nach ohen Pruͤfung der beſte⸗ 
henden Schaueinrichtungen, durch ein Schaureglement zu ſichern, welches die 
Regierung zu erlaſſen hat, und welches, wenn es nöthig wird, auch die Hand⸗ 
habung der Einlaßſchleuſe regelt. 

Wenn in einzelnen Ortſchaften beſondere Einrichtungen wegen Einziehung 
und Verwendung der Unterhaltungsbeiträge erforderlich werden ſollten, ſo ſind 
die Beſtimmungen daruͤber in dieſem Reglement zu treffen. 


H. 9. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 

Dieſes Recht wird von der Regierung zu Magdeburg als Landespolizei⸗ 
Behoͤrde und in hoͤherer Inſtanz von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten nach Maaßgabe dieſer Verordnung gehandhabt. 

Die Aufſichtsbehoͤrde hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen dieſer 
Verordnung uͤberall beobachtet, die Meliorationsanlagen gut ausgefuͤhrt und 
ordentlich unterhalten werden. 

Die Aufſichtsbehoͤrde entſcheidet uͤber alle Beſchwerden gegen die Be⸗ 
ſchluͤſſe des Vorſtandes, ſetzt auch ihre Entſcheidungen, noͤthigenfalls exekutiviſch, 
in Vollzug. i 5 

8 $. 10. 


Abaͤnderungen dieſer Verordnung koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. 
Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f f = 
Gegeben Berlin, den 27. März 1865. 


(JI. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
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9 
(Nr. 6059.) Statut des Aufhalt⸗Glauchower Deichverbandes. Vom 27. März 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ir. 


Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der rechts⸗ 
ſeitigen Oderniederung von der natuͤrlichen Hoͤhe beim Dorfe Fuͤrſtlich Aufhalt, 
im Freiſtaͤdter Kreiſe des Liegnitzer Regierungsbezirks, bis zum Dorfe Glauchow, 
im Zuͤllichauer Kreiſe des Frankfurter Regierungsbezirks, in dem H. 1. näher 
beſchriebenen Umfange Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unterhaltung 
eines Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Oder zu einem Deichverbande 
zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung der Bethei⸗ 
ligten erfolgt iſt, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes über das 
Deichweſen vom 28. Januar 1848. SS. 11. und 15. (Geſetz⸗Samml. für 
1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Benennung: 


„Aufhalt⸗Glauchower Deichverband“, 


und ertheilen demſelben das nachſtehende Statut, neben welchem, ſoweit es nicht 
abaͤndernde Feſtſetzungen enthaͤlt, die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu 
erlaſſende Deichſtatute vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. für 1853. 
S. 935.) Guͤltigkeit haben ſollen. ; 5 


§. 1. 


In der auf dem rechten Ufer der Oder gelegenen Niederung, welche ſich 
von der natuͤrlichen Anhoͤhe beim Dorfe Fuͤrſtlich Aufhalt bis zum Dorfe 
Glauchow erſtreckt, werden innerhalb der nachſtehend naher beſchriebenen Ab- 
grenzung die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch einzudeichenden Grund⸗ 
ſtuͤcke, ſoweit fie ohne Verwallung bei den bekannten hoͤchſten Waſſerſtaͤnden 
der Ueberſchwemmung durch die Oder unmittelbar, oder mittelſt des Obra⸗ 
Ruͤckſtaues unterliegen wuͤrden, zu einem Deichverbande vereinigt. 

Die Abgrenzung des Deichverbandsgebiets iſt auf der im Original im 
Archiv der Regierung zu Liegnitz und in einer Kopie beim Deichamte niederzu⸗ 
legenden reduzirten Generalkarte der Niederung, gefertigt vom Vermeſſungs⸗ 
1 5 Panning im Jahre 1860., mit den Stationsnummern I. — XXXV. 
ezeichnet. 


Nach derſelben wird die Abgrenzung beſtimmt: 


1) zwiſchen den Stationspunkten I. — XXXV. - XXVII. durch die nach 
§. 2. unter Nr. 1. a und b. herzuſtellende Deichſchutzlinie; 


2) vom Punkte XXVII. aus durch die rothpunktirte und mit den Stations⸗ 
zahlen XXVII. — I. bezeichnete Linie, welche entſprechend mit blauer 
Farbe in die Spezialkarten der betreffenden Flurbezirke eingetragen iſt. 


Der Deichverband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
Gruͤnberg. 
9. 2. 
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PEN 
1) Dem Deichverbande liegt es ob: 


a) einen waſſerfreien tuͤchtigen Hauptdeich in der auf den gedachten 
Ueberſichtskarten roth eingetragenen Richtung vom Punkte à. an bis 
zum Punkte p. 2. anzulegen und zu unterhalten, und, mit gleicher 
Baus und Unterhaltungspflicht, ferner 


b) den Deich vom Punkte p. 2. an in verminderten Dimenſionen als 
Ruͤckſtauverwallung in der Richtung p. 2. — t. (Stat. XX XV.) und 
weiter in der bei der Ausführung durch die Auffichtsbehörde naher 
feſtzuſtellenden, vorläufig mit den Stationspunkten XX XV. — XXVII. 
bezeichneten Richtung bis zu dem Hoͤhenzuge bei Station XXVII. 
fortzuſetzen, ſoweit nicht auf der Strecke XXXV. — XXXI. die Be⸗ 
nutzung der einſpringenden Hoͤhen, und auf der Strecke XXXI. bis 
XXVII. eine angemeſſene Erhoͤhung des Weges die Ausfuͤhrung einer 
beſonderen Dammſchuͤttung entbehrlich macht. Fuͤr den Hauptdeich 
zwiſchen den Punkten a. — p. 2. wird im Weſentlichen nach der auf 
der Ueberſichtskarte eingetragenen und in den techniſchen Vorarbeiten 
veranſchlagten Baulinie die Richtung der vorhandenen Deiche unter 
Abrundung einzelner zu kurzen Kruͤmmungen und vorſpringenden 
Ecken, welche die Herſtellung einer angemeſſenen Richtung ſtoͤren, oder 
die Sicherheit des Deiches gefaͤhrden, beibehalten, jedoch ſind folgende 


Strecken: . 8 
die Strecke o — d der Karte, 
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auf die reſp. punktirten neuen Linien zu verlegen und die Pirnig⸗ 
Milziger Vorlaͤnder unter den beſonderen Bedingungen der $$. 3. 
Nr. 4. H. 6. litt. b. und H. 12. litt. b. durch den Ausbau einer neuen, 
von den Stagatsverwaltungs-Behoͤrden feſtzuſtellenden Deichlinie in 
das Schutzgebiet des Verbandes aufzunehmen. Die Ausfuͤhrung der 
Deichbauten erfolgt nach dem Voranſchlage des Deichinſpektors Weis⸗ 
brodt vom 15. Mai 1864. in denjenigen von den Staatsverwaltungs⸗ 
Behoͤrden nach Anhoͤrung des Deichamtes feſtzuſtellenden Abmeſſungen, 
welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke gegen Ueberſchwemmung 
durch den hoͤchſten Stand der Oder zu ſichern. 

Sollten ſich im Laufe der Bauausführung noch anderweite 
Verlegungen der Haupt- oder Ruͤckſtau⸗Deichlinie als wuͤnſchenswerth 
oder nothwendig herausſtellen, ſo bleibt an den betreffenden Punkten 
die nähere Feſtſtellung der Baulinie auf den Antrag des Deichamtes 
den Staatsverwaltungs-Behoͤrden vorbehalten. a 


2) Der binnenfeitige Fuß des Hauptdeiches von a. — p. 2. iſt mit einem 
(Nr. 6059.) ö Ban⸗ 


Banket von 10 Fuß Kronenbreite zu verſehen und das Banket gleich⸗ 
zeitig mit der Normaliſirung des Deiches zur Ausfuͤhrung zu bringen. 


3) Der Verband hat fuͤr die Anſchuͤttung von Rampen zu Ueberfahrten 
und Triften an den ſchon beſtehenden, oder in Folge der Deichverlegung 
nothwendig werdenden Uebergangspunkten zu ſorgen. 

Die Unterhaltung dieſer Uebergaͤnge verbleibt den zur Unter⸗ 
haltung der korreſpondirenden Zugangswege Verpflichteten, beziehungs⸗ 
weiſe bei Uebertriften den Beſitzern der anliegenden, zu behuͤtenden 
Laͤndereien. 

Die Anlage der Rampen erfolgt in der Breite der alten Ueber⸗ 
gaͤnge und reſp. Wege, ſofern nicht die Unterhaltungspflichtigen eine 

erbreiterung gegen Uebernahme der Mehrkoſten verlangen. 

Uebertriften ſind von den Unterhaltungspflichtigen gegen den 
Viehuͤbertritt durch Aufſtellung von Barrieren waͤhrend der Austriebs⸗ 
zeit ſicher zu ſtellen. 

Soweit die Deich⸗ oder Banketkrone außer zu Deichverbands⸗ 
deen auch im oͤffentlichen oder Privatintereſſe ferner als Fahrweg 
enutzt wird, muß dieſer Fahrweg in einer der Sicherſtellung des Deich- 
ſchutzzweckes erforderlichen Weiſe nach den Anforderungen der Deich- 
were Wer ae als vom bisherigen Wegebaupflichtigen unterhalten 
werden. 


4) Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung nothwendig wird, 
fo hat der Deichverband dieſelbe auszuführen, vorbehaltlich feiner An⸗ 
ſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige Verbindlichkeit dadurch 
nicht aufgehoben wird. 


5) Die Stelle, wo bei einem Bruche in den oberen Strecken des Haupt⸗ 
deiches dieſer auf dem unterſten Punkte der Niederung im Nothfalle 
durchſtochen werden kann, iſt vom Deichamte unter Genehmigung der 
Regierung eins für allemal zu beſtimmen. 

Ueber das Vorhandenſein eines ſolchen Nothfalls hat nur der 
Deichhauptmann unter techniſchem Beirath des Deichinſpektors, in Ab⸗ 
weſenheit des letzteren der Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter 
allein, oder der etwa abgeordnete Regierungskommiſſarius zu ent⸗ 
ſcheiden. 8 

$. 3. 


1) Der Verband iſt gehalten, die beiden Grabenzuͤge: 
a) von dem auf der Ueberſichtskarte mit A. bezeichneten Punkte an 
der Kleinitz⸗Hohwelze⸗Boyadeler Grenze aus in der Richtung nach 
Oſtritz hin, 

b) vom Gebietzvorwerk aus uͤber Bork bis in den Obra, 
dergeſtalt mit regulirten Gefaͤllverhaͤltniſſen auszubauen und zu unter⸗ 
halten, daß ſie das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤdliche Binnen⸗ 

waſſer aufzunehmen und in den Obra abzufuͤhren vermoͤgen. 
| Die 
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Die naͤhere Feſtſtellung des Ausfuͤhrungsplans dieſer Regulirung 
bleibt der Beſchlußnahme des Deichamtes und der Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung der Regierung vorbehalten. 


2) Der Beſchlußnahme des Deichamtes bleibt bei eintretendem Beduͤrfniß 
ferner die Erweiterung der Vorfluthsregulirung auf andere Entwaͤſſe⸗ 
rungsanlagen vorbehalten, jedoch ſoll die kuͤnftige Unterhaltung ſolcher 
Anlagen, falls ſie nur fuͤr einzelne Abſchnitte der Niederung von In⸗ 
tereſſe ſind, den ſpeziell dabei Betheiligten obliegen. Hieruͤber hat die 
Regierung zu entſcheiden und das Beitragsverhaͤltniß noͤthigenfalls 
feſtzuſetzen. ö 

3) Die bereits beſtehenden Hauptgraͤben, deren Beibehaltung nothwendig 
iſt, und ſoweit fie nicht ad 1. auf den Verband uͤbergehen, insbeſondere 
auch die Grabenzuͤge von dem oben sub Nr. 1. bezeichneten Punkte A. 
aus uͤber Kleinitz, Schwarnitz, Gebietzvorwerk nach der Glauchower 
Schleuſe hin, ſind von den bisher dazu Verpflichteten zu unterhalten. 

Alle Hauptgraͤben werden unter die Schau der Deichverbands⸗ 
Verwaltung geſtellt. 


4) Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung 
des Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch ab⸗ 
geleitet werden. N \ 

Dagegen hat jeder Grundbeſitzer des Verbandes das Recht, die 
Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Haupt⸗ 
graͤben zu verlangen. Die Zuleitung muß aber an den vom Deich⸗ 
hauptmann vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. Die Anlage und 
Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der nach den allge⸗ 
meinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. 

Insbeſondere iſt das Dominium Pirnig in Folge der Eindeichung 
des Pirniger Vorlandes auf ſeine Koſten zur Herſtellung eines Vor⸗ 
fluthweges verpflichtet, welcher das bisher von den Lippener Wieſen 
durch die Lippener Schleuſe nach dem Muͤhlgraben abfließende Waſſer, 
ohne eines Auslaßſiels in dem neuen Pirniger Hauptdeiche zu bedürfen, 
in die Binnenentwaͤſſerungsgraͤben der Pirniger Flur ableitet. Der 
Verband iſt verpflichtet, dieſe Anlage fuͤr Rechnung des Dominiums Pirnig 
durch feine Organe auszuführen, falls das Dominium nicht die Selbſt⸗ 

ausfuͤhrung vorzieht. TER 

5) Die in und an den Haupfgräben sub Nr. 1. und 2. etwa erforder⸗ 
lichen Schleuſen ſind, ſoweit ſie nicht im Intereſſe Einzelner als Ent⸗ 
oder Bewaͤſſerungsſchleuſen eingelegt werden, in welchem Falle die 
Koſten von dieſen zu tragen ſind, vom Deichverbande herzuſtellen und 
wie die betreffenden Graͤben, zu denen ſie gehoͤren, zu unterhalten. 

6) Die uͤber die Hauptgraͤben sub Nr. 1. und 2. auf Landſtraßen und 
Kommunikationswegen neu anzulegenden Bruͤcken werden vom Deich⸗ 
verbande gebaut und von dem kuͤnftig zur Grabenunterhaltung Ver⸗ 
pflichteten unterhalten. 8 

Jahrgang 1865. (Nr. 6059.) 27, Da: 
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Dagegen werden die auf dergleichen Wegen bereits vorhandenen 
Bruͤcken, welche wegen zu geringer Breite eines Umbaues, oder in Folge 
einer Rektifizirung des alten Grabenlaufs einer Verlegung bedürfen, 
vom Deich verbande nur in Stand geſetzt und, ebenſo wie die unver⸗ 
aͤndert beibehaltenen vorhandenen Bruͤcken, von dem fruͤheren Bruͤcken⸗ 
baupflichtigen unterhalten. 

Die auf Wirthſchaftswegen erforderlichen neuen Brücken und 
Uebergaͤnge uͤber die Hauptgraͤben sub Nr. 1. und 2. werden von den⸗ 
jenigen, in deren Intereſſe ſie nothwendig ſind, gebaut und unterhalten, 
mit Ausnahme der Faͤlle, in welchen ſie erſt durch die neue Anlage 
des Grabens oder Rektifizirung feines bisherigen alten Laufs nöthig 
geworden ſind, in welchen Faͤllen der Neubau dieſer Bruͤcken und 
Uebergaͤnge dem Deichverbande, die ſpaͤtere Unterhaltung aber den be⸗ 
theiligten Grundbeſitzern obliegt. 


H. 4. N 

Der Deichverband hat in den die Niederung gegen die Oder und den 
Obra abſchließenden Deichen die vorhandenen Auslaßſchleuſen (Deichſiele) zu 
uͤbernehmen, ſoweit ihre Beibehaltung erforderlich iſt, ebenſo fuͤr die im H. 3. 
sub Nr. 1. und 2. gedachten Hauptgraͤben die noͤthigen Siele anzulegen und 
beziehungsweiſe zu unterhalten, ſoweit ihn die Unterhaltung des Grabens trifft. 
Insbeſondere kann der Verband auch in dem Hauptgraben nach Oſtritz 
zu die Bruͤcke bei y. auf dem Wege von Louiſenthal nach Dorotheenau mit 
einer Schuͤtzvorrichtung zur Abwehr des Obra⸗Ruͤckſtauwaſſers verſehen, oder 
an Stelle der Bruͤcke eine Dammſchuͤttung mit einer Durchlaßſchleuſe fuͤr den 

Grabenlauf herſtellen. 


§. 5. 

Die Arbeiten des Deichverbandes werden durch die Deichbeamten fuͤr 

Geld aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. Naturalleiſtungen der Deichgenoſſen ſtatt 
der Geldbeitraͤge beduͤrfen als beſondere Ausnahme einer ausdruͤcklichen Ge⸗ 
nehmigung des Deichamtes, welches die Nuͤtzlichkeitsfrage fuͤr das Verbands⸗ 
Intereſſe dabei zu pruͤfen und event. die Ausfuͤhrungsbeſtimmungen zu be⸗ 
ſchließen hat. 8 0 
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amtes und des Dominiums Pirnig von der Regierung feſtgeſtellt und vom 
Dominium Pirnig vor Beginn des Baues als Praͤzipualleiſtung an die 
Deichkaſſe eingezahlt. 

In dem allgemeinen Deichkataſter werden alle deichpflichtigen Grund⸗ 

ſtuͤcke in dem Umfange des H. 1. nach folgenden Klaſſenunterſchieden veranlagt: 
J. Klaſſe zum vollen Beitrage: 

a) Hof und Bauſtellen nebſt Gästen, 5 

b) der ſchwere thonhaltige, zu Raps- und Weizen- Anbau geeignete 

Ackerboden; 
II. Klaſſe zu 4h eines vollen Beitrags der aus thonhaltigem Sandboden be⸗ 
ſtehende Acker, welcher noch zum Anbau von Sommerfruͤchten geeignet iſt; 


III. Klaſſe zu 15 eines vollen Beitrags der vorzugsweiſe zum Noggen = An: 
bau geeignete beſſere Sandboden; 


IV. Klaſſe zu > eines vollen Beitrags: 
das aus leichtem Sandboden beſtehende Ackerland und die Wieſen; 


V. Klaſſe zu 10 eines vollen Beitrags: 

Hutungen, Forſten, Werder und dieſen im Ertrage gleichzuſtellende 

Grundſtuͤcke. ö 

Wege, Graben, Kirchhöfe und das abſolut ertragsloſe Unland bleiben 
un veranlagt. 8 

Die Grundſtuͤcke des Glauchow⸗Borker Flurbezirks, ſoweit fie bei Hoch⸗ 
waſſer gewöhnlich der Binnen⸗Ueberſchwemmung durch Stau- und Druckwaſſer 
unterliegen, find in der Beitragslaſt um eine Flaſſe, in der letzten Klaſſe um 
fünf und zwanzig Prozent zu ermaͤßigen, gegen die der Bodenbeſchaffenheit ent⸗ 
ſprechende Einſchaͤtzung. i N 

Das Deichamt kann mit Genehmigung der Regierung beſchließen, ſtatt 
der obigen Klaſſiftkation die Reſultate der Grundſteuerveranlagung dem Deich⸗ 
kataſter zum Grunde zu legen. a 

§. 8 


Die auf Normalmorgen (I. Klaſſe) reduzirte Niederungsflaͤche jedes 
Deichgenoſſen bildet den Maaßſtab ſeiner Deichkaſſenbeitraͤge. 

Nach den Grundſaͤtzen des F. 7. iſt das Kataſter von dem Kommiſſarius 
aufzuſtellen und iſt der Entwurf deſſelben vorläufig und vorbehaltlich der fpd- 
teren Ausgleichung für die Einziehung der Deichkaſſenbeitraͤge maaßgebend. 

i Behufs der definitiven Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe aber von 
dem Regierungs-Kommiſſarius dem Deichamte vollſtaͤndig, den einzelnen Ge⸗ 
meindevorſtaͤnden und Dpminien extraktweiſe mitzutheilen und iſt zugleich im 
Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu machen, innerhalb welcher 
das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kom⸗ 
miſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen von ihnen und auch vom Deich⸗ 
amte bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. 
Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die Anzahl und das 
(Nr. 6059.) 27 g Ver⸗ 
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Verhaͤltniß der Kataſterklaſſen (§. 7.) gerichtet werden koͤnnen, find von dem 
Deichregulirungs⸗Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines 
Deichamtsdeputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachverftändigen find Hinſichts der Grenzen des Inundationsgebiets 
und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigenfalls 
ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Kataſterklaſſen und Einſchaͤtzung zwei 
oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige. 

.Bei Streitigkeiten hinſichtlich der Ueberſchwemmungsverhaͤltniſſe kann 
denſelben ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger beigeordnet werden. 

Alle dieſe Sachverſtaͤndigen werden von der Regierung ernannt. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, naͤmlich 
die Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deichamtsdeputirte andererſeits, be⸗ 
kannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, oder 
kommt eine ſachgemaͤße Einigung zu Stande, ſo hat es dabei ſein Bewenden, 
und wird das Oeichkataſter demgemaͤß berichtigt. 

Anderenfalls werden die Akten der Regierung eingereicht, zur Entſchei⸗ 
dung uͤber die Beſchwerden. 

Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Be⸗ 
ſchwerdefuͤhrer. a 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten alaffig: g 

Nach erfolgter Feſtſtellung des Deichkataſters iſt daſſelbe von der Re⸗ 
gierung in Liegnitz auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 

F. 9. 
(Zuſatz zu HH. 3. und 4. der allgemeinen Deichſtatut⸗Beſtimmungen.) 

Der Reſervefonds iſt auf Hoͤhe von zehn Tauſend Thalern anzuſammeln, 
nachdem die auf Grund dieſes Statuts vom Verbande auszufuͤhrenden Bauten 
vollendet ſind, und darf auch zum Neubau ſolcher Bruͤcken und Schleuſen verwen⸗ 
det werden, deren Unterhaltung nach $. 3. Nr. 5. und 6. dem Verbande obliegt. 

Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag auf ein Jahr wird auf zwei Silber⸗ 
groſchen fuͤr den Normalmorgen (d. h. den Morgen erſter Klaſſe) felge 

Eine Ermaͤßigung des Beitrags darf erſt nach Ausfuͤhrung aller dem 
Verbande obliegenden Bauten und nach Anſammlung des Reſervefonds 
eintreten. i 

H. 10, 
(Zuſatz zu H. 10. der allgemeinen Beſtimmungen.) 

In dem unteren Theile des Deichverbandes, ſoweit er durch das Binnen⸗ 
und Durchtrittwaſſer waͤhrend des Hochwaſſerſtandes inundirt wird, ſind den 
Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche in der Zeit vom 1. April bis 1. Ok⸗ 
tober laͤnger als vier aufeinander folgende Tage durch aufgeſtautes Binnen⸗ 
waſſer oder Druckwaſſer⸗Ueberſchwemmung unter Waſſer ſtehen, durch Entſchei⸗ 
dung des Deichamtes fuͤr das betreffende Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſen⸗ 
Beitraͤge der beſchaͤdigten Flaͤche zu erlaſſen. 

Der Erlaß kann auf den halben Beitrag beſchraͤnkt werden fuͤr diejeni⸗ 
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en Grundſtuͤcke, welche ungeachtet der Ueberſchwemmung mindeſtens den halben 
rtrag einer gewöhnlichen Jahresnutzung nach Ermeſſen des Deichamtes gelie⸗ 
fert haben. Der Erlaß bleibt ganz ausgeſchloſſen, wenn nach Ermeſſen des 
Deichamtes gar kein Schaden durch die Ueberſchwemmung verurſacht iſt. 


Hr 14. 
(Zuſatz zu HH. 13. bis 17. der allgemeinen Beſtimmungen.) 

Die Grundbeſitzer, welche wegen zu großer Entfernung oder wegen 
Sperrung der Kommunikation durch Waſſer nicht zu den Naturalhuͤlfsleiſtungen 
haben aufgeboten werden koͤnnen, ſollen in den Jahren, in welchen ein ſolches 
Aufgebot ſtattgefunden, einen beſonderen, verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag zur 
Deichkaſſe leiſten. i 
Der Geldbeitrag wird vom Deichamte und auf Beſchwerden von der 
Regierung endguͤltig feſtgeſetzt. 1 

Gauſatz zu H. 19. liter. k. der allgemeinen Beſtimmungen.) 

a) Die bei einer privativen Benutzung der Grundſtuͤcke durch Ausgrabungen 
entſtehenden oder ſchon vorhandenen Loͤcher, welche durch die nachthei⸗ 
lige Verbreitung des zur Hochwaſſerzeit eintretenden Quellwaſſers den 
Nachbargrundſtuͤcken ſchaͤdlich werden, ſind mit Quelldaͤmmen zu um⸗ 

geben, und dieſe von dem Eigenthuͤmer des ausgegrabenen Grundſtuͤcks 
auf eigene Koſten anzulegen und zu unterhalten. 
Die Umwallung ſonſtiger Quellungen bleibt Sache derjenigen 
Ortſchaften, in deren Grenzen ſie liegen. d 
Ueber die Nothwendigkeit dieſer Anlagen und ihre Dimenfionen 
hat die Regierung nach Anhoͤrung des Deichamtes zu entſcheiden. 
Die alte Deichſtrecke e — ei — eg von ihrem oberen Anſchluß an den 
neuen Hauptdeich an bis zum unteren Wiedervereinigungspunkte mit 
demſelben wird als Binnenruͤckdeich beibehalten, und gebt als ſolcher in 
das Eigenthum des Verbandes uͤber. ö 
Das Dominium Pirnig hat dieſe Deichſtrecke ſchaumaͤßig zu 
repariren, zu unterhalten, und im Falle eines Durchbruchs in ihren 
jetzigen Dimenſionen auf eigene Koſten herzuſtellen, wenn es das Deich- 
amt verlangt. Dafur überläßt der Deichverband dem Dominium Pirnig die 
Grasnutzung auf derſelben Deichſtrecke unter den Ausuͤbungsbeſchraͤn⸗ 
kungen der Deichpolizeipflege und mit der Verpflichtung, den Adja⸗ 
zenten von Waldmuͤhl die ihnen zuſtändige Grasnutzung auf dem Deiche 
an ihren angrenzenden Grundſtuͤcken im bisherigen Umfange zu belaſſen. 


H. 13. 
(Zuſatz zu H. 24. und 26. der allgemeinen Beſtimmungen.) 

Das Oberaufſichtsrecht des Staates, ſoweit es der Regierung als Landes⸗ 
polizeibehoͤrde zuſteht, wird uͤber den ganzen Umfang des Verbandes von der 
Regierung zu Liegnitz geuͤbt, welche dem Landrathsamte in Zullichau in Betreff 
der zum Deichverbande gehoͤrigen Ortſchaften des Zuͤllichauer Kreiſes unmittel⸗ 
bar Auftrage ertheilen kann. 

(Nr. 6059.) H. 14. 
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(Zuſatz zu FH. 29. und 36. der allgemeinen Beſtimmungen.) 
Zum Deichhauptmann ſind nur großjaͤhrige Deichgenoſſen, welche ſich 
im Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte befinden, und die Paͤchter und Beam⸗ 
ten der zur Deichgenoſſenſchaft gehoͤrigen Ritterguͤter, waͤhlbar. 
„ 
Guſatz zu H. 45. der allgemeinen Beſtimmungen.) 
Die zu Deichgeſchworenen berufenen Dominialbeſitzer koͤnnen ſich mit 
Genehmigung des Deichhauptmanns in ihren Funktionen und Befugniſſen durch 
qualifizirte Gutspaͤchter, Adminiſtratoren oder Beamte vertreten laſſen. 


H. 16. 
Im Deichamte werden die Deichgenoſſen durch achtzehn Repraͤſentanten 
vertreten. Es beſtellen dazu: a b 
Z a hl 


der 
Repraͤſen⸗ 
tanten Stimmen 


der 


im Deichamte 


1) das Fuͤrſtliche Dominium Aufhalt-Lippen 
2) die Gemeinde Aufhalt 
die Gemeinde Lippen | | 
3) das Fuͤrſtliche Dominium Pirnig.....-.r...... 
4) die Gemeinde Buchwald ö 
die Gemeinde Pirnig 
5) das Dominium Boya del BR? 
6) die Gemeinde Boyadel e 8 
7) das Dominium Hohwelze . r 
8) die Gemeinde a 
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die Gemeinde Kern 

9) das Dominium Klein itz e e 
10) die Gemeinde Kleinit zzz Bere 
11) das Dominium Schwarmitzz TB, 
12) die Gemeinde Schwarmit zzz 
13) die Gemeinden Loos, Hammer und Saabor . 
14) das Dominium Saabor⸗Lodenberr nn 
15) das Dominium Borrell e 
16) die Gemeinde Glauchbww 
17) das Dominium Trebſchen . eee . 
18) die Gemeinde Trebſchtt 20.0 
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Fuͤr jeden Repraͤſentanten wird zugleich ein Stellvertreter beſtellt. ei 
Eine 


Eine Abaͤnderung und reſp. Ergaͤnzung der Wahlbezirke, des Stimm⸗ = 


verhaͤltniſſes und der Stimmberechtigten bleibt nach definitiver Feſtſtellung des 
Kataſters auf Anhoͤrung des Deichamtes der Regierung vorbehalten. Die Ab⸗ 
änderungen werden erſt von dem naͤchſtfolgenden ſechsjaͤhrigen Verwaltungs⸗ 
Turnus ab maaßgebend. f 

Die Repräſentanten und ihre Stellvertreter muͤſſen großjaͤhrig und im 
Vollbeſitz der buͤrgerlichen Ehrenrechte ſein. 

Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen, ſofern ſie ſich nicht gleichzeitig 
im Beſitz ſelbſtſtaͤndiger, verſchiedener Ritterguͤter befinden, nicht zugleich Meit- 
glieder des Deichamtes ſein. Von dergleichen gleichberechtigten Verwandten 
wird letzteren Falls der aͤltere allein zugelaſſen. 


§. 17. 


Die Beſitzer eines zur Repraͤſentantenbeſtellung berechtigten Rittergutes 
uͤben ihr Stimmrecht im Deichamte perſoͤnlich aus, und beſtellen ſich ihre Stell⸗ 
vertreter, ſind aber auch befugt, ihr perſoͤnliches Repraͤſentationsrecht durch 
Bevollmaͤchtigte aus der Zahl ihrer Zeitpaͤchter, Adminiſtratoren, Beamten, oder 
der Deichgenoſſen zu uͤben. 

Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Frauen und Minderjaͤhrige duͤrfen ihr Repraͤſentationsrecht durch ihre 
geſetzlichen Vertreter oder durch Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Wenn ein ſtimmberechtigter Gutsbeſitzer den Vollbeſitz der buͤrgerlichen 
Rechte durch rechtskräftiges Urtheil verloren hat, ſo ruht waͤhrend ſeiner Beſitz⸗ 
zeit das Repraͤſentationsrecht des Gutes. 


F. 18. 


Die nach H. 16. mit Virilſtimmen im Deichamte verſehenen Gemeinden 
wählen ihren Repraͤſentanten und deſſen Stellvertreter nach Maaßgabe der ge⸗ 
jeglichen Beſtimmungen tiber die Wahl eines Gemeindevertreters aus der Zahl 
der nach $. 16. qualifizirten deichpflichtigen Gemeindemitglieder. 

Der Gewaͤhlte darf nicht zugleich Unterbeamter des Verbandes ſein. 

Die nach H. 16. unter Nr. 2. 4. 8. und 13. mit Kollektivſtimmen ver: 
ſehenen Gemeinden waͤhlen durch ihre Ortsgerichte gemeinſchaftlich ihren Re⸗ 
präſentanten und Stellvertreter unter den vorſtehenden Bedingungen. 

8 Die gewählten Repraͤſentanten und Stellvertreter fungiren ſechs Jahre, 
ſind aber nach Ablauf dieſer Zeit wieder waͤhlbar. 5 

Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. 

Der Repraͤſentantenwechſel tritt nach Ablauf der ſechsjaͤhrigen Amts⸗ 
periode mit der regelmaͤßig im Juni abzuhaltenden Deichamtsſitzung ein. 

In Betreff der Verpflichtung zur Annahme der Wahl, ſowie uͤberhaupt 
zur Annahme unbeſoldeter Stellungen bei der Deichverbands⸗Verwaltung, ſind 
die Vorſchriften uͤber die Gemeindewahlen analogiſch anzuwenden. 

Die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem Deichamte zu. 


(Nr. 6059.) ; §. 19, 
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5 Der Stellvertreter nimmt in Krankheits- und Behinderungsfaͤllen des 
Repraͤſentanten Stelle ein und tritt fuͤr ihn ein: 5 W 

a) im Falle des $. 17., wenn der Nepräfentant ſtirbt, ſeinen deich⸗ 
pflichtigen Grundbeſitz aufgiebt, oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an 
einem entfernten Orte waͤhlt, auf ſo lange, bis von dem ſtimm⸗ 
berechtigten Dominium, reſp. dem Beſitznachfolger in demſelben ander⸗ 
weite Beſtimmung uͤber die Ausuͤbung des Repraͤſentantenrechts 
getroffen iſt; Rn et ' 

b) im Falle des §. 18., wenn der gewählte Repraͤſentant während F 
feiner Wahlzeit ſtirbt, feinen deichpflichtigen Grundbeſitz aufgiebt, 

oder ſeinen bleibenden Wohnſitz an einem entfernten Wohnorte 


waͤhlt. 


H. 20. 


Wenn von einer oder der anderen Gemeinde, oder einem oder dem an⸗ 
deren Dominium die Beſtellung des Repraͤſentanten unterbleibt, ſo ſind die be⸗ 
ſtellten Repräfentanten der anderen Gemeinden und Dominien ohne Ruͤckſicht 
auf ihre Anzahl fuͤr ſich allein zu den Wahlen des Deichhauptmanns und des 
Deichinſpektors, und mit dieſen zu allen Deichamtsbeſchluͤſſen berechtigt. : 


H. 21. 


Abaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts konnen nur unter landes⸗ N g 
herrlicher Genehmigung erfolgen. f f . i 4 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. f en i 
Gegeben Berlin, den 27. März 1865. 


(.. S.) Wilhelm. | 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. ev. Selchow. : 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


N ; Berlin „gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei ; er 
a (R. v. Decker). 8 N 


